
  

  

Von. . .. a "Posteingangsstelle 
\ .Geseindet:. \ “ = Donnerstag, 8. Dezember 2022 13:24 . 

An “ . 
Betreff: - nn .. WG: Übersicht über Informatiorien, zum sog. “Q- Index" in der’ 

‚Bundesverfassungsgerichtsverwaltung ; zur Identifizierung von Eingängen“ 

"mit deutlich auanilBlonzflef Farmgebling” Peree! 

ie Nachricht-----     

    

Gesendet: Samstag, 3. Dezember 2022 13: 53. 

An: Posteingangssielle <bverfg@bundesverfassungsgericht, de> 

"Betreff: Übersicht über Informationen zum sog, "Q-Index" in der Bundesverfassungsgerichtsverwaltung z zur 

u Identifizierung von Eingängen ' ‘mit deutlich 'querulatorischer‘ Formgebung‘ 264661] 

Antrag näch dem IFG/UIG/VIG 

Sehr geehrte. Damen und Herren, . JS ‚ 

bitte senden Sie mir Folgendes zu: 

Übersicht über Informationen zum sog. "Q- Index" in der Bündesverfassungsgerichtsverwältung zur 

Identifizierung von Eingängen ' "mit deutlich 'querulatorischer' Formgebung" ; insbes, dieum 

personenbezogene Daten geschwärzte, Datei zur Eintragung, von Sog. "querülatorischen" Eingaben. , 

a Ihre Definitionen von manchmal bis heute sog. "Querulanz"/"quörulatorischer Formgebung" 

- Zum Hinweis auf Existenz des "o-index": Erhard Blänkenburg, Unsinn und Sinn des Aufnahmeverfährens 

bei Verfassungsbeschwerden, in: Zeitschrift. für Rechtssoziologie, 19. )g./H.1 (1998), 5.45 und Rupert 

Gaderer, Querullieren. Kufturtechniken, Medien undL iteratur- 1700- 2000, J.B. Metzler Verlag (Media. 

Literaturwissenschaftliche Fofseljungen), 2020, S. 208) oo 

Dies ist ein Antrag auf Zugang. zu aihölichen Informationen nach $ 1 des Gesetzes zur Regelung des Zugangs 

zu Informationen des.Bundes (IFG} sowie $ 3 Umweltiriformationsgesetz (uig); soweit, —— 

1 Umweltinformationen i im Sinne des $ 2 Abs. 3 UIG betroffen sind; sowie 51 ‚des Gesetzes zur Verbesserung 

\ der. gesundheitsbezögenen: Verbraucherinformation MG), s soweit Pugkmationen im Sinne des 81T Abs. 4. \ = 

 VIG betroffen sind. 

Sollte der Informationszugang Ihres Erachtens gebührenpflichtig sein, möchte ich’Sie bitten, mir dies vorab: 

mitzuteilen und detäilliert die zu erwartenden Kosten aufzuschlüsseln. Meines Erachtens händelt e es sich 

um eine einfache. ‚Auskunft. Gebühren fallen somit nach 8 10 IFG bzw. den anderen Vorschriften nicht an. 

. Auslagen dürfen nach BVerwG 7.C 6.15 nicht berechnet werden: Sollten Sie Gebühren veranschlagen 

. wollen, bitte ich’ gemäß 5 2 IFGGebV um Befreiung oder hilfsweise Ermäßigung ge: Gebühren. 

Ich verweise auf 8 7 Abs. 5 EG/S 3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 viG/8 A. Abs. 2 VIG und bitte sie, mir die erbetenen 

Informationen so schnell'wie möglich, spätestens. nach Ablauf: eines Monats zugänglich zu machen. Kann 

dlese F rist nicht eingehalten werden, müssen Sie mich darüber innerhalb der Frist informieren. 

1. . ' s 

 



r 
i . A Eon 

.tch bitte Sie, um eine Antwort ber E-Mail gemäß $ 1 Abs..2.1FG, Ich- widerspreche ausdrücklich der 200. 
Weitergabe meiner DETCHEN behördenexterne Dritte. Sollten Sie meinen Antrag ablehnen wollen, bitte Ich 
um Mitteilung der Dokumententitel und eine ausführliche Begründung. 

Ich möchte Sie um eine sEmpfangsbestätung bitten und ddahke Ihnen für Ihre Mühel 

Mit freündlichen Grüßen = 

. Rea Chudaska‘. Fe oo \ a" . 0 

" Anfragenr: 264661 nt = A 
Antwort an 
   

Laden Sie große Dateien zu dieser Anfrage hier hoch: ; 

Hein /Hagdenitent A — 
Postansch rift_ 

  

ir 

Rechtshinweis: Diese E-Mail wurde über den Webservice fragdenstaat. de versendet. Antworten werden . 
ggf. im ‚Auftrag der Antragstellenden auf dem Internet-Portal veröffentlicht, 

“ Falls Sie Fragen dazu haben oder: eine Idee, was für sine Anfrage bei Ihnen i im Haus naliverdigw. wäre, ° 
besuchen Sie: ' : ’ 
https: Mragdenstaat dejiuerbehociden/



ran Zalse}ei hi Rechtssdptople 

Unsinn und.Siun des Annahmevertahrens bei Vertassungsbeschwerden 

Erhard Blankenburg 

. Zusammenfassung: Obwohl der überwiegende Teil der Verfassungsbaschwerden vom Bundesverfäs-. 
sungsgericht nicht zur Behandlung aufgenommen wird, erfreuen sie sich einer seit Bestehen des Gerichts, _ 
und besongers zu Beginn der 9er Jahre steigender Beliebtheit. Unterschietlliche Krisen des Rechtsstaats 

Wyagen dazs beit nachdem die ersten Jahre-des Gerichts (ebenso wie die Unterrepräsentation von Neiten 
Bundesländern in den neunziger Jahren) eine'nur Jangsarıe Giwöhtung arı den in-Diwtschland neuartigen 
‚Rechtsbehell erkennen Jassen, führen Prateste gegen Steuergesetze, gegen die Zulassungspolitik der Univer- 
sitäten puler die Abtreibungsregeln des Gesetzgebers in den siebziger Jahren zii“ massenhaften Mobil 
tung. Zur Ende der: achtziger Jahre Sind es Einsprüche von Asykuchenden gegen Abschiebung und die - 
Beschwerden gegen"Abbatt von Rechtsmitteln bei den. unteren‘ Gerichten, derentwegen das Verlassungsge- 
richt mangels anderer Beschwerdeinstarizen angerufen wird. Erneut versuchen ntın Reformvorschläge das 

„Ermessen des Gerichts zis begründungslosen' Nicht-Annahme zu erweitern, ohne jedoch ‚Maßnahinen zir 

ergreifen, im Vorfeld der Mobilisierung aufdie Auslöser für den hohen Geschäftsanfall Einfluß nehmen zu 

‚wollen, u . 

  

    

Summary: Constitutional complaints.have been cantinuosly on Ehe rise since the. establishment of German 
Constititfonal Caurt, even though only a minor fraction. are granted full review. While In the first twenty . 
years ofthe court's axistence case selection increased concomiitant withrising caseloaus resulting in a'steady 
"number of actual reviews, Che amendmene of procedural rules in 3985 opened the way to ämallär sitting 
groups wälhin the two senates deciding mare issues related to more detailed. problems of the brdimany courts, 
It led to an'increase of (inereasingly successful) complaints baut the sefusal ofappeal iri lower votıres' ax a 
result of Iegishative streamiining of’small aim prößehures. This avenue to closer constitutiona} control of 

thecourtsyätem will be Blocked, however; should current proposals to return to decisions by the Full senates 
be röalized, They try to’ redtice the pressures of’high caselnads and concomitant delays by granting the cauft 
‚greater discretion in nat actepting’complaints for review iithbubany arguments given ta the complainants, 
The author interprets the policy behind this proposal as asträtegy of'the tourt fhr chonsing Ist awn vn prior ities 
with respect fo Che evalutlar ofcengtitutional jursprudene. 

  

1. Einleitung , 

Die: Verfassungshieschwerde erfordert ein Verfahren,. Bei dem die Selektion des Ge- 
* ichtsrelevanter .zur Hayiptaufgahe wird, Zunächst im Rahrhen des Bundesverfäs- 
sungsgerichtsgesetzes (BVerfCG) geregelt, wurde sie erst 1968 in die Verfassung auf- 

‚genommen. Sie.ist, als besonderer Rechtshehelf ausgestattet Für Fälfe, in-denen der or- 
dentliche Gerichtsweg ausgeschöpft. ist, beim. Beschwerdeführer jedach Bedenken be- 

stehen, daß entweder im Verfahren ‘oder in der mäteriell-techtlichen Entscheidung 
‚gegen Verfassungsrechte verstoßen worden ist, Anders als bei den Rechfsmitteln der 
Berufung oder Revision steht hier also nicht mehr‘ die ‚Tichtige Auslegung geltender 
Gesetze'zur Diskussion, sondern die justizielle Gewähr oder die Verfassungsmäßigkeit 

dler Gesetze selbst. Faktisch jedach.wird sie häufig als Instrument benutzt, um nach 
unbefriedigendem Rochtsgarig roch eine „Superreulsion" zu- mobilisieren! 

  

Zeltschnit für Rechtssozlologie 19 (1998), Heft 1,5. 37-60 © Westdeutscher Verlag



  

‚RrchVZeltschif fir Rechtssonsingte 

38: . Ethard Bladkenburg 

Die Probleme,11 die Bundesblirger auf diesem Wege vor das Bundesverfassungsge- 
sicht (BVerfG) bringen, reichen vori staatsrechtlichen Grundfragen bis’zu Beschwerden 
über ungeduldige Richter, Forderungen, im Strafvollzug’ bestimmte Zeitschriften be- . 

ziehen zu dürfen, oder Eingaben wegen Formfehlern beim Kinspruch gegen einen 
. Bußgeldbescheid. Manche Eingaben, die nach langjährigem Kampf durch die Instanzeri 
schließlich itt Karlsruhe länder, zeigen unabweisbar guerulaterische Züge auf, so daB 
mian den geplagten Geschäftsstellenbeamten, Mitarbeitern ind Richtern nachempfin- 

den kann, daß sie auf Verfahren sinnen, die „ Querulanten" mit Aristand wieder los zu 

werden: Für Soziologen oder Psychologen sind sis cher eine Aufforderung zur verste- 

henden Interpretation, . 

"Begreifliche Dauerkliehten taten schon in ‚ Aufangszeiten db Gerichts auf: Sträfgefan- 
gene, Steuerzahler, Betroffene bei Entscheidungen der öffentlichen Veir waltüngsbehö 
den. Das Schicksal individueller Querilanten beginnt" mit einem Unrechtser] tebnis, 

‘gegen das eine Gegenwehr erfolglos - blieb! die unbegreifliche‘. Verweigerung einer 
Kriegsrente, die Verleumdung als Stasi-Spitzel, die Verweigerung privater Rechte im 

Strafvollzug oder die Zerstörung des Kleingart tenglücks dücch eine Schinelistraßg kön- 
nen sich, wenn sie nicht resignierend ‚hingenommen werden, zum Dauerkarnpf erst 

" gegen Behörden, dann gegen Richter’ und schließlich gegen die ganze Welt auswach- ' 
‚sen. Häufig wird die Enttäuschung durch des’ Verhalten der Betroffenen verstärkt: 
Ausfälligkeiten in Beschwerdebriefen, Verdächtigungen, Ablehnungeri wegen Befan- 
genheit, häufiges Wechseln des Anwalts Sind.rögelmäßige Anzeichen, die dem Jü!- 
stizroutinfer schon auf den ersten Blick einen „Querulanten" signalisieren, Je länger der 
Kampf, desto mehr pathologisiert cas Verhalten und desto geringer werden die Erfolg- 
sehäncen, It einer höheren Instanz wie der Verfassumgsbeschwerde ist der Ausgangs- 

\ konflikt oft nicht mehr erkennbar, weil or der Beschwerde gegen die ablehnenden Vo- 
rinstanzen Platz gemacht’hat. Die Karriere des Konflikts ist dadurch zur pathologi- 
schen.Querulanz geworden, daß. sich jegliche 5 soziale Unterstützung Aurlickgezogen 

hat!. . 
Im vergrößerten: Maßstab Kennen wir dies Phänomen allerdings auch als Grı uppet-, ja 

sogar als palitisches Verhalten. Die Garantien des demokratischen Prozesses und des 

Reghtsstaätes setzen ein gewisses Maß der Unbelehrijarkeit voraus: wer gegen den 

Alomstaat oder für die Vogelwelt. kämpft, muß lernen, auch‘ nach enttäuschenden 
Mehr! heitsentscheidungen und ablelınenden Gerichtsentscheidungen weiter zu kämp- 
fen. In dem Maße, in dem solche Oppasitionen Sympathisanten gewinnen, ünd in dem 
sie. die Aufmerksämkeit yon Medien erreichen, die vom Konflikt leben, können sie 
Umwertungen erreichen, die auch den juristischen Konsens verunsichern. Der Lern- 
prozeß braucht Zeit-und erfordert Kampf auf mehreren Ebenen, er setzt eine Kombi- 
nation yan Unbelehrbarkeit und Fähigkeit der Sympathiegewinnung voraus. Bei .er- 

  

folgröicher Konfliktkärriere kann der Versuch. gellngen, den Ausgansstreit zum Wer-. . 
tekonflikt und Für die Juristenweit zum Verfassungsproblem zu generalisieren. Dies ist 
der Zeitpunkt, zur- Verfassingsbeschwerde zu greifen, 

Bekäinntlich gibt es in der Bundesfepublik prominehte Akteure in der polltischert Aic- 
na, die sich dieses Mittels ‚bedienen, und auch einige, die solchermaßen Prominenz 

1 . Vgl. Andrea Dinget, Uwe Koch Querulanzin Gericht und Verwaltung, München 1991. 
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Unsinn undSinndes Annahmeverfahrens bei Verlassungsheschwerden 3 

errungen haben, Der Gahg zum Verfassungsgericht. ist kein, Privileg von außerparla- 
mepitarischen Gruppen, auch Oppositionen Im Parlament, ja’sogar Regierungsmitglic: 
der, die eingegangene Kompromisse nachbessern wollen, versuchen sich’ seluer- "zu 

- ‚bedienen. Auch wenn Parlamentarier und Regler üngen den Streit auch auf dem Wege 
dey abstrakten. Normkontrolle oder-der Orgänklage austrägen könnten, greifen sie der 

Einfachheit halber - oder äuch aus Publizitätsgründen - häufig zum-Weg der Verfas- 

sungsbeschwerde. In den 1970er Jahren kam deren Instrumentalisierung”zur:Massen- 
mobilisterung Auf: zuerst 1973 eingeführt als Kanipagne gegeri der Stabilltätszuschlag, 
gewatın sie bald Beliebtheit im Kampf gegen‘ “Abtreibungsregelüngen (Zum ersten Mal" 
-1976), gegen das Numerus-Clausus-Regime der. Stucienzulassung und auch gegen die 
Volkszählung (ig83). . 

Die Geschichte der Vertassungsbeschwerde und seines stetig steigenden Geschäftäan- 
falls stellt ‘einen kollektiven Lefnprozeß dar, bei dem schubweise neue Beschwerde- 
gründe hinzugekernmen sind, Man kanrı dies am Geschäftsanfall ablesen, bef dern jede“ 

* Kampagrie sich als kleiner Fieberausschlag abzeiöhnet; im Gegensatz,zum Fieber aller-  ' 
* dings bleibt die Temperatur anschließend auf höherem Niveau - ein Phänomen, das 
wir auch’ bei den Verwalturigs-, Finanz,, Arbeits- und Sozialgerichteh beobacliten‘. Der ' 
Geschäftsanfall der Verfassungsbeschwerde hatsich Bis in die 15er Jahre ständig und 

ö dauerhaft erhöht: 

2. Vgl unser Progiios-Gutschten, Mögliche Entwicklungen Im Zusamihensptel'von außer- und ° 
Inneigertehtiihen Künfliktregelungen, Speyerer Forschungsberiehte 88, 1980.



BrchtvZeilschiftfirRechlssodelogie 

0. 2° Bikaid Blankenburg 

3. Der Anstieg an Verfassungsbeschwerden’und an allgemeinen Eingaben.an das-Ver-- 
fassungsgericht rl 

    

   

  

Ringänge „Eingänge 
Allgemelnes .. Verfassungs- 

Register baschwerden , 

1351 .. 345 a3” In den erkten Jahren muß-das Gericht sein 
1952" 1408 2: Bild in’ der Offentlichkeit prägen. Der 1. 
1953, 1839°. 59% -Sedal behandelt alle Verfassungsbe- 
1954 - 1224 453 - schwerden, Stattgaben. sind. äußerst sel- 
155 "1045 483 ton: von’allen Ringängen des Jahres 1955 . ' 
1956 ... 1079 8. efwa (ie wir untersucht häben) ist eine." 
17 1127 179 ' einzige Beschwerde erfolgreich, Alle 

‚1s58 1438 1004 Entscheidungen werdei gegenüber den 
1959 1787, . -1160 “2 Beschwerdeführern begründet, 

Neben den Eingängen an Verfassungsbe- 
“ schwerden eifüllt das Allgemeine Regi- 
ster (AR) die Rolle eines Hüters der Ein- 
gänge, Einträge jm AR-Register zeigen 

. die unterschiedlichsten Anfragen und 
Eingaben atı. Sie reichen von Bitten un " 
Information Über‘ Protesischreiben zu 
veröffentlichter‘ Entscheidungen bis zum 
Versuch, Verfassungsbeschwerden einzu- * 
‚reichen, -Entsprechen "diese. nicht den 
minimalen ° . ‚Form-Voratissetzungen, 
antworten die (gegenwärtig. acht ‘bis 
zehn) Mitarbeiter des Registers mit.einem 

-, 1° Merkblatt, woran sich häufig, weitere 
Körresponderiz anschließt, Gelegantlich 
antworten. Richter oder auch die Präsi- 

. "_ dentin formlös-freundlich. auf die Schrei- 
I. . "ben, Im Durchschnitt‘ 18% der Eingahen 

- x werden Im Verlauf als "Verfassungsbe- 
: or „ schwerden eingetragen und vorh Gericht 

bearbeitet. AR-Karrespondenz geht etwa 
einem Viertel der Beschwerden vorweg, 
rel Viertel-gchen bei Gericht auf direk- 
tenrWege ein. .       
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. Unsinn und Sirindes Annahmeverfahrens bai Verfässungsbeschwörden Al 

igen 2431 1084 1963 versucht der, Gesetzgeber mit etner 
1981 "3641 333 ° Novelle des :BVerfGG .des stäigenden 
1962 °- "3201 1377 = Geschäftsanfalls Herr zu werden. Wirk: 
1° 1349 ’ . samer ist die Erweiterung des Stabes van 
1004. 2754 1369 2...) Wiäsenschafllichen Mitarbeitern. die das 
lı65 2848 - 1440 Geticht iin Rahmen seiner Geschäftsord- 

iss ° 3041 - 1528 nung selbst veranlassen kann, 1970 ist cler 
11967 2994 1526 : Geschäftsanfall auf 1805 Verfassungsbe- 
‚1868 2905 21549 schwerten gestiegen. Dahererweitert das 

[ 1808 2863 vn 1556 nunmehr A:' Anderungsgesetz des 
1a70 , , 2527 1806 © BVerfGG mit Wirkung ah 1971 die Koin- 
art 2608 . 1433 "| petenzen der Vorprüfung, 
1972 2882 2.0159 ° Unbeeindruckt Jedoch von Verfahrens- 
1973 3056 329° Vereinfachungen steigt. der Eingang an 
1974 3145 1583 Beschwerden in. den sichziger Jahren‘ ' 
1075 3232 1540: ° weiter, 1883 erteichen sie 3,828 Eingänge. 
1976 3034 2407 . 1973 tntt eine Kampagne gegen den 

2 Stabllitätszüschlag eine ‚Beschwerdelawi- 
1978 3874 . 2623 ' ne los, 1978 folgt eine weitere aufgrund 
179 3743 der {ersten) Kampagrie gegen die Abtrel- 
1980 3925 bungsregelung. 

\ 1981. -AI8T 19%3 Jührt er Protest ‚gegen die Valks- 
1982 AUR6 zählung. zu einer Spitze unter den 'Ein- 
1983 6821 gängen im AR-Register und In minderem 
133 8821 Maße-/auch det. Beschwerden.' Mögll- 
1095 5094 , cherweise durch die Pubiizität dieser 
1986. : 4798 ‚Kampagnen angeregt, aber auch unab- 
1987 E14 hängig davon 'nimmt langfistig der 
1988. . 4743 Geschäftsanfalt auf der-gesamten Breite 

Lies | ars zu. : 
mus \ 

Fisso - S508 309 . "Die Wer Jahre btirigen eine’ weitere, Des- 
891. 7391 Ei , ilustonierung der Versuche mit Verfab- 
1992 7645 A2ıa “rensänderungen, die Zunahme der Be-ı 
1333 8620 Er schwerden zu meistern, Wieder sorgt mit 
1994 - 8387. 5194 ! den Asylverfahren etn politisch hrisanites 
1995 10639 5768, Problem für eine Verfahrenslawine, die » 
1998 785] " 517 letztlich in Parallelverfahren entschieden « 

ö . werden’ können, in vielen Fällen aber 
nüch -von Anträgen auf einstweiligen 
Rechtsschutz bepleitet werden. Wieder 
aber steigt auch unabhängig hiervon ‚die 
Zahl der- übrigen Beschwerden welter, 
‚Aber wer erwartet, daß solch Zuwachs It 
erster Linte von den 18 Millionen Bun- 

\ : ® | desbürgern In den Neuen Ländern kärne, 
Ü sieht sich getäuscht: noch. 1996 entspticht 

.. en . "| he Anteil unter den Beschwerdeführern. 

    
nur der Hälfte ihres Bevälkerungsanteils, 

1996 Ist wieder ein Rückgang des Geschäftsanfalls (sowohl beim AR-Register als: auch 
den Verfassungsbeschwerden) zu-verzeichnen, er setzt sich 1997 fort, Gleichzeitig war-  



  

BrohlvZeisehrik für Rechtasazilagie 

a: ’ " Biliard Blankenlueg 

nen jedoch die Auguren, daß ein Zuwachs zu erwarten sein wird, wenn auch die Neu- 
“ bürger in östlichen Bundesländern den Charme der Mobilisier‘ ung des Verfassuingsge- 
Tichts in vollem Ausmaß entdeckt haben werden, 

3. Potential des Geschäftsanfalls an Verfassungsbeschwerden 

Es bedlirfte keines Rätselratens über die Gründe der Mobilisierung des Verfassungsge- 
"richts, wenn mat sie rein als Folge der langfristigen Zunahme an Verfahren auch der 
Fachgerichtsbarkeiten sähe, Sieht man. von. den 'Asylsachen ‚ab, -entspricht der Ge- 

schäftsanfall des BVerfG durchaus der Verteilung bei den erstinstanziichen Gerichten: 
deutlich unterrepräsentiert sind Strafsachen (irotz des. beachtlichen Anteils von.Be- 

. schwerden aus dem Strafvollzug) und.die.Zivilgerichtsparkeit. Die Verwaltungsge- 
richte sind im Jahr 1995 wegen der großen Zahl von Asylsschen stark überrepräsen- 
tiert; langfristig entspricht ihr Anteil dem unter den Fachgerichtsbarkeiten, Wie selten 
der Weg bis zum Verfassungsgericht allerglings ist, läßt sich an.den Größenverkälthis. 
sen der absoliten Zahlen. ablesen: 5.707 Verfässungsbesch werden machen gerade fünf 
Promitie der 1,178 Millionen streit gen Urteile und fünf Prozent aller Berufungsurteile 

  

  

bei den Fachgerichtsbarkeiten aus; ihre Zahl entspricht etwa der Hälfte aller Revist- b 
ohısurteile vor den Bundesger: Ichten. 
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Tab, 1: Anteile der Fachgerichtsbarkelten (1994/5) an allen streitigen Urteilen 1. In- 
stanz, Berufungs- und Revisionsurtöilen im Vergleich zu den Ausgangsgerichten von 

„erledigten Verf Fassungsbenchwerden user)" 

   

  

  

  

Veri- "Ohne : Stel Berufung Revisiol 
beschw. Asyl Unelle °  Urtelle, urteil 

! 00 ‚verfahren 1. Instanz - 
zivile, 37% AT aa% % 
Familieng,  ' 2%* 206° 149, © 3% 
Stradg, 18% BR . E23 
Verwaltung. , "28% 8% 5% 5% 3% 
davon Asyl 21%. . 
inanzg. 296 iM... 01% 3% 
Arbeitsg, * Rt. Ei 6% 6%. 
Sozialg 
Sonstige 
Anzahl 

  

gesamt, 

„ Quellen! Jahresstatistik kvare sowie Stat. Bundesamt: Justizstatistik 
*VerfBeschwerden inı Bereich des Familienrechts 

Die Selektivität der: Verfassungsbeschwerde als besonderem Rechtsbeheif wird weiter 

deutlich, wenn man sich die Parteikansteilatlon vor den Fachgerichten vor Augen hält, 
Sind es dort vorwiegend juristische Bersonen,.die vor den Zivil. und, Finanzgerichten 

als, Kläger auftreten, und stellen vor den Sozial- und Verwaltungsgerichten stets Kör- 
perschaften ‘und Behörden die Gegenpartet: von dem Rechtsbehelf der Verfassungsbe- 

schwerde machen sie kaum, Gebrauch. Kriapp 5% aller Beschwerdeführer. sind jursh- 

sche Rersonen - eiwa gleich viele wie das BVerfG aus dem Strafvollzug anrufen -, und 
selbst, wenn man hinter ‚manchem Beschwerdeführer Geschäftsleute, Verbände und 

professionelle Tätigkeiten ‚wahrnehmen kann, gehen zwei Drittel aller Beschwerden 
von privaten Rechtsproblemen aus. Eine absolute Zunahme der Beschwerden selt den 

fünfziger Jahren ist dabei-in.allen Rechtsbereichen zu verzeichnen, auf. keinem Rechts- 
bereich allerdings so dx‘ amatisch wie im. Zivilrecht und Zivilverfahreri seit 1985. Straf- 

‚recht und Strafverfahren, die bis 1975.die größte, Kategorle det Beschwerden ausmach- 

ten‘, bleiben seit derachtziger Jähren auf gleicher Höhe; aus dem Strafvollzug dagegen 
kamen 1995 spfunghaft mehr Beschwerden denn je. ‚Vermutlich Ist die Ursache ein | 
Tffekt der-zeitwelligen Feinsteuerung der Rechitsprechung. zum. Strafvollzug, die hach 
Auskunft des Dezernats nunmehr‘,ansjudiziert" ist. Die folgenden Zeitreilien illustrie- 
ren die Karriere einzelner Rechtsbereiche unter den Verfässungsbeschwerden: Die 

  

  

Es’ versteht sich, daß der Vergleich zu Urteilen der Pachgerichtsbarkeiten hier nur den Grö- 
Benordnungen gilt: rechtstechnisch. festzustellen, welche streitigen Urteile schon in I Ir- 
stanz, welche nach der Berufungsinstanz den Rechtsweg ausgeschöpft haben, würde auf- 
wendige Erhebungen erfordern, die in keinert Verhältnis mehr zum Erkenntriswert'stün- 
den. 

4 Vgl. Donald Kommers, Judictaf Pofities in West Germany: A Stsldy of the-Pecleral Conzttu- 
„tlonal Court; Beveciy Hills Baer 1976, . 

wo
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untere Grafik-zeigt Rechtsbereiche mit Insgesamt geringen Geschäftsanfall, Wie auch 
bei den-Instanzen der Fachgerichtsbarkeiten steigt der Ahıteil des Verwaltungsrechts 

\ {hier ohne Asylsachen) am deutlichsten; einen zeitweillgen Schub von Beschwerden " 

aus dem Bereich. des Straßenverkehrsrechts wurde durch die Ei 

brauchsgebühren und deren Publizierung entgegengewirkt, 
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° Unsinn und Sinn des Annahmeverfahrens bei Verfaüsungsleschwerden AS 

Relativ. gesehen, in Prozentanteilen am Geschäftsanfalt zeigen sich die Effekte nach 

deutlicher: der steilen Zunahme .der zivilrechtlichen Fälle ab 1985 eritspricht, eine steti- 

ge Abnahme des Antells strafrechtlicher Fälle. Beim Zivilverfahrensrecht sehen wir den 
‚ Höchstpunkt im Jahr 1985 - möglicherweise‘ haben einige Anwälte gelernt, daß sie 

besser daran tun, ihre Beschwert ‚de fickt nur prozeßrechtlich, sondern auch materiell- 

rechtlich zu begründen, Wie bei den Zeitreihen des absoluten Geschäftsanfälls spielen 
‚auch hier auch Asylsachen eine, Sonderrolle: sie sorgten 1990- und 1985 Für einen 

‘ sprunghaften Anstieg, der-aber mit zwei Entscheidungen” vom 14, Mai 1996 beendet 

war. Nieinand bezweifelt, dleß das Gericht ohne diese Entscheidung drastische Entla- 
stungsmäßriahmen ‘hätte vornehmen mtissen; ein Einfluß der’ Belästungsnöt auf.die 
Entscheidung ist denn auch nicht auszuschließen, Im übrigen jedoch zeigt'sich gegen: 
über 1985 eine: relative Abnahme des ver waltungsrechtlicheni Anteils an.den Verfas- 

" sungsbeschwerden: 

Abb, 3 ; 
Be von Verlrungssaschworden 

cha rungen äh uben MSN] +,    Antolla der alnyopanı 
Auch nungowähllen Achten 

    

us wo on Ins u 1 

5 , 2Bvr 1507/93, 1508/93, sowle zum vorläufigen Rechtsschutz %Bvr 151679, siehe hei letzte- 
rem Fall vorallemdie abiyelchende Meinung von rel Richtern des 2, Senats,
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Abb. 4: neleduralngsäageran Vertausungsbiechunden 
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Dabei "prägt -die Voraussetzung, daß die Beschwerdeführer den, Rechtsweg ausge- 

schöpft haben müssen, bevor sie das' BVerfG ancufen können, die Selektion und, die 

vorgebrachten Gründe: Parteien, die mehrere Rechtsmittelinstanzen, durchlaufen ha: 
ben, müssen schon ein besonderes Unrechtserleben hinfer'sich haben, sei dies objektiv 

nachvollziehbar'oder auch nur subjektiv erleht. Die Falklüre des Gerichts-berichtet von 
farbigen „Querulanten"geschichten, die das Archiv füllen, Je nach Strenge der Kriteri- 

en kann cleren’Anteil irgendwo von,einem Zehntel bis zu einem Drittel aller Beschwer- 

den arigesiedelt werden, In unserer Aktenanalyse‘ haben wir versucht, einen „Q'-Index 
unbefangen vom Inhalt nach Anwesenheit ausfälliger Formulierung, der Gliederung 
des Vortrags und des, äußeren Erscheinungsbildeß-zu bilden..Dabel komrnen wir auf 
einen Anteil von 14 Prozgnt’aller Beschwerden, die offensichtliche Zeichen einer psy- 
chischen Eskalatiorı aufweisen, Wunderlich ist, daß sich ihr Anteil über die Jahre nicht 

vermindert; ie Anzahl ist rnit dem gesamten Geschäftsanfall gestiegen. 

  

5 ZurMitarbeitern und Methode siche den Anhang, .\
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Tab. 2Eingänge mit deutlich „querulatarischer" Formgebung: 

. 1955 18%. 
SEE 13% 
1975 11% ’ 
1985 12% 
190° 186 
1995 12% 

Zur Ehre der Rechtsanwälte mag hinzugefügt werden, daß in unserer Zufallsauswahl 
nur zwei „querulatorische" Beschwerdeführer arwaltlich- vertreten waren, zur Ehre 

des Gerichts, daß den von uns als „querulatorisch" eingestifften Beschwerden zweimal 
stattgegeben wurde.Nicht Immer, aber häufiger als bei anderen Beschwerden ist der 

Begründung, mit denen Verfahrensrügen vorgeträgen werden, anzumerken, daß nach 
‘einem Gang durch die Instanzen einige: Juristenkunst aufgewendet wird, -um einen 
letzten Rechtsbehelf in Anspruch zu riehmen. Im Vergleich zu den frühen Jahren des ° 
Gerichts sind. die Schtiftsätze häufiger professionell formulert- ein Resultat der stetig 
Zünchmienden Ver! trelung durch Anwälte. . 

Tab, 3: Von allen Beschwerden werden Hurch Rechtsanwälte eingereicht: 

19% vu 
30%. ’ 
50% 
'so 
53% 

"61% 

  

* Gegen ‘seine' erklärte" Absicht ist das BVerfG zunehmend zu einer Super- 
Revisionsinstanz gewordefi. Dazü trägt die Beschneidung von Rechtsmitteln bei den 

unteren Gerichtsbarkeiten (ablesbar. ann der: seit den achtziger Jahren.steigenden Zahl 
von Beschwerden, bei denen .die letzte Vorinstanz ein erst-instanzliches (oft: Amts- 

} gericht wär], "Sicher “allerdings zeugen viele Schriftsätze auch von "zugleich: zunehmen-" 

den Erwartungen der Bevölkerurig arı die Justiz, Grobe ‚Behandlung vorden Gerichten . 

und Entiäusehungen über allzu routiniertes Abwickeln von Verfahren hinterlassen den ' 
Eindruck der. Rechtsverweigerung, der dann mit anwaltlicher, Hilfe in einen Verfas- 

* sungsverstöß gegen Art, 103,10G ader sogar Art. \P1,1 GG gemünzt wird, Der-Anteli 
der Beschwerden, die sich auf eine Verfahrensrüge stützen, hat, von 40% (1965 und. 

" 1975) auf 60% In den: 30er Jahren zugenommen. 1896 und 1895 stützen je 16% ihre Be- 

schwerde allein auf Art, 103 Abs 1 GG, 45% bzw. 41% auf elnie Verfahrensrüge im Zu- 
- sammenhang mit materlellen' Grundrechten, Die Zunahme arı Verfahren, die in letzter 
Instanz bei unteren Gerichten verloren haben, legt nahe, den.Grund in Ger Beschrän- 

kung von Rechtsmitteln im Rahmen der Entlastungsgesetze vor allem det Zivil- und
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Verwaltungsgerichte zu Suchen’: 1090 war das Amtsgericht die letzte Instanz. bei 13% 
aller Beschwerden. Begen Entscheidungen der Zivilger ichte. 

Tab. 4: Von den 50 Prozent der Beschwerdeführer (1955-1996), die Art: 103,1 GG zur 
" Begründurig anführen... 

  

  

"beziehen sichauf? ° „bringeniö%alleineine =. „verbinden 34% die 
Probletnades * Verfahrensrügevor ° ° '. Verfahrensrügemit 

’ \ ö “ ” tmaterlellen Grundrechter; 

Strafvollzugs 1% uEE 6% 
Straf-/Verfahrensrecht 25% 2% 
Zivilrecht 24%. 21% Bu . 
Zivilverfahreüsrecht 2a% . 15% “ 
Andere : 320% ee 17 . 

: 100% ( : 100% (N=188) 

  

"Que: Hgene Aktenschebung 

Unter den Verfassungirichtern Ist "ae Wardigung der angemahnten: Verfahrensrechte 
"wörig umstritten, Mühsam jedoch ist die Feststellung, wie Weit tätsächlich Verfahrens- 
rechte in unzurnutbarer Weise verletzt worden 'sind, Häufig muß sich die Beurtellung. 
auf Formulierungen in Schriftsätzen ind Akten der Vorinstanzen stützen, die unzurei- - 

chenden Einblick in die tatsächlichen Ablauf rer Verfahren-geben, Was liegt daher 
näher, äls das BVerfG van diesen Verfahrensrügen zu entlasten, und sie arı die.ordent- 
lichen Gerichten zurückzugeben’? Auf den ersten Blick müßte dies nach unserer Ak- 

tendurchsicht eine Entlastung Vori mindestens 18% ergeben; bei 36% aller Beschwer- 
den, die Verfahrensrügen im Zusammenhang mit materiellen Begründungen ‚kombi- 
nieren, müßte es, eine spätere verfassungsgerichtliche. Prüfung erleichtern, Allerdings 
darf manı.bei’ solcher‘ Berechnung aus den gegenwärtigen : Schriftsätzeh‘ nicht verhäch- 
lässigen, daß auch die Beschwerdeftihrer - und vor allem ihre Anwälte - sich auf eine " 

solche Beschr' Ankung einzurichten wissen urid ihre Begründungen dementsprechend 

" absichern können. Sicher wäre es angesichts der geingen’Kapazität, die vielen Veifah- 
rensrügen vor dem BVerfG angemessen zu behandeln, befriedigender-nach dem Vor- 

bild von Ombudsleuted zu begegnen, die Beschwerden über Obrigkeiten ‘behandeln, 
öhne die’ Betröffenen dri’die Verbiegungen, einer Rechtsmittel- oder gar Verfassungs- 
Argumentation zu zwingen, Hat sich die Justiz möglicherweise rechtmäßig, aber den- 

noch ungehörig betragen, 'so könnte eine deutliche Rüge den Beschwerdeführer sicher 
eher zum Rechtsfrieden veranlassen als der nackte Beschluß des Verfassungsgerichts 
nach Jahren des Ausschöpfens aller. Rechtswege, daß. nun seine Beschwerde " nicht zur | 

Behandlung angenommen‘ ist, , : 

    

7 Vgl. hierzu die Analyse von Verfahren gemäß $ 495a ZPO von Hubert Rottteuthner, Umbäu 
des Rechtsstaats?, Neue. Juristische Wochenschrift (NIM 1996; 8, 2473-77. 

8 Vgl. das Sondervolum für sine Verfahrärs-Grundrechisbeschwerde-von Dr, Karl Graßhof, 
I Im Bericht der Kommission zur Antlastung des BVerfGs, Bundesministerium der Justiz 

Bonn 1998, 5. 13918 “
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4. Entscheidungsmuster von.Annahme und Nichtannahme. 

Annahme und Stattgabe von Verfassungsbeschwerden variieren je nach'Rechtsbereich: 
da’ die Veränderungen des Annabmeverfährens über die Jahre keine gleichbleibende 

Definition in unserer Aktenauswahl erlaubt, können wir die unterschiedlichen Chari- 
‚cen nur als’ Hachrechnung und Dur: chschnitt für die Jahre unserer Auswahl 
(1955/1965/1975/1985/ 1990/1995) nach Rechtsbereichen: ausweisen. Das Jahr 1990 mit. 
seiner ‚hohen. Annahmequotg erhält dabe] besonderes Gewicht, der große Antell von | 

Asylsachen läßt. es zudem noch aus der Rahmen fallen; das Jahr 1995 ist nur soweit 

erfaßt, als Entscheidungen verkündet sind, Das Ergebnis liest sich wie folgt: Bel einer 
‚mittleren Annahmequote von 2,57% weisen Beschwerden aus.dem Zivilrecht, dem 

Strafvollzug; dem- Arbeits- und Sozialrecht höhere 'Annahmechancen auf als der 
Durchschnitt; ‘nur zivürechtlichen Beschwerden und Solchen, aus dem Strafvollzug , 

würde Im weiteren auch überwiegend. stattgegeben. Familien- und strafrechtliche, 
yerwaltungs- und sfeusrrechtliche Beschwerden haben eine weniger als Aurchschnittii-. 

che Change der Annahme; und in der Fol Ige wird itinen in wenig mehr als der Hälfte 
auch stattgegeben. Beschwerden von Asylsuchenden fallen völlig aus dem Rahmen: sie 

haben var allern 1990 eine große Chance, angenommen zu: werden, und: auch, daß 
ihnen — großenieils im. Rahmen der Grundsatzentscheldung’ 1995 - stattgegeben wur- „ 

de. . . E Bu . 

Tab. 5; Chance der Annahme und Stattgabe von Verfassunigsbaschwerden nach 

  

    

‚Rechtsbereichen . Y 

\ . Aktenauswahl Annahmequote . vonder 
" 1865-1985... (Hachrechnüng) Angenommenen 

Vertellung über " \ wurden: stattgegeben 
. Rechisbereiche \ . wi _ 

ZWilR , 28.0 LE. © ’ 8% " 
FamibenR 55. 0.93% re 
SträR  . 2 Hr 70% 

Vollzug ‚68 2.76% . 3% 
VerwaltungsR 18.5 150% a, 
Ay. 60 15. 9%. : 
Steuer. 48 1.99% 50% ot 

* Arbeits, 2000. 4.43% 36% : 
SazlalR 50° LTR, 020% 

Sonstige 50 . . 
‚Insgesamt 100%, 2.57% “ 
Anzahl . N=800 N= 346° N=304 

v 
Quelle; Eigene Aktenirhebung, Kür die Annabimeguote wurgfe die Verteilung der 

Rechtsbereiche aus der Bü0er Stichprobe auf den Geschäftsanfall des jeweiligen Jahres 
hochgerechnet {nd dieser Wert auf die Zahl der Beschwerden im jeweiligen Rechtsbe- 
reich aus unserer Gesaimterhebung (N=402) aller Angenommenen, Der Ausschluß von 

„sonstigen“ ergab eine Basis von N=346, von denen wiederum nur N=304 erledigt 
. wären, so daß wir eine Statigabequote’berechnen konnten. "
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Eine entscheldende Ver änderung wurde durch die Novelle des BVerfÖG 1985" ausge- 

. Jöst!.Sie führt eine: Untergliederung der Senate in Kammern’ ein; die offensichtlich 
begründeten ‚Beschwerden auch eigenständig stattgeben können, Bei Widerspruch 

eines Mitglieds der Kammer und bei grundsätzlichen Fragen blieb die Entscheidung. 
weiterhin dem jeweiligen Senat vorbehalten. Wie beabsichtigt entlastete.diese Delega- 
tion'von, einfachen Entscheidungen die beiden Senate, unyorhergesehen aber eileich. 
terte sie auch die Statigabe in Fällen, in denen Detailfragen ‚eines Rechtsgebiets oder, . 

auch der Individualrechusschutz eines existentlell betroffenen Beschwerdeführers im . 
Vordergrung stand. Da sie schneller und auch in Detailfragen entscheidungsfähiger 

sind als die. Senate, häben manche Kammein ein stärkes Salbstbewußtsein in Richtung 

der Verfässungskontrolle der Fachgerichte entwickelt. 

  

- "Tab, 6: $tattgaben durch Karymert und Senate 187-1996 
  

 Stattgähe durch Kammer Statigabe durch 

  

  

‚Senat. 

Bu 1987 64 17 
[u 

1089 5 @ 
1890 1 . wo. 

109ı. 227 Bot 
1992 185 Bot 

, 1993 259 \ 1. . 
, 1994 145 er 

- 15° 118 . 23 u 
Be 100 x 8 

   Quelle: Tahrosstalstiken des BVerfG, Fnttit nicht-Ein änge, söndern En) Jedigungsstati- 
stik, Erledigungen eines Jahres’bezichen sich auch auf Eingänge der früheren Jahre, im - 

Extremfall bis zu acht Jahren zurück. Erledigungen enthalten hier nicht die mitenit- 
schiedenen Fälle; schubweise können dies große Anzahilen von Parallelfällen sein *(so 

! R etwa Asylverfahren‘i in den Jahren ind 1983), 

  

Entscheldunigsahalysen der Kammern fund ergänzende Interviews) zeigen; daß einze]- 
ne Richter und Kammern die Akzente unterschiedlich setzen. gemäß der Problemlage 

der Beitoffenen entwickeln Kammern Ihren je eigenen Arbeitsstil, Dies führt zu er- 
kennbaren Unterschieden im Selbstverstärdnis der Verfassungsrichter; in Bereichen 

“ mit yleler-existentiell betroffenen Beschwerdeführern (etwa bei Strafgefangenen oder 
auch Asylsuchenden) kommt. es vor, daß Karnmern im Umilaufverfahren beschließen, 

„Urteile der Fachgerichte aufzuheben. Manche Verfassüngsrichter instrumentalisieren “ 

dahei indivichielle Fälle, um ganze Rechtsbereiche'zu reformieren. Zeitweise kann es 
damit zur Feinsteuerung" der Pachgerichte- kommen, die - unter. Umständen durch , 
Publikationen unterstützt - van der Verfassungsrechtsprechung.auf neite Wege geleitet 

9 99a Abs4 BVerfG, eingelührt dutch 7. Gesetz zur Änderung des BVerfGG und des 
Richtergesetzes’ vom 12.12.1985, die Wirksamkeit zeigt sich In der Statistik selt 1987,
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werden” Die Strategie der Anreihung kleiner Einzelentscheldungen vermeidet, große 
Konflikte mit der. Fachöffentlichkeit heraufzubeschwären, kann aber gerade deshalb:hls 

eine elfektive Form der Verfassun] Espolitik angesehen werden. . " 

Das folgende Diagramm macht sichtbar, daß die Zunahme der Annahmen und Stalt- - 
gaben von Beschwerden seit 1985 nicht nur'durch den zeitweisen Ansturm vor! Asylsa- 
chen verursacht wird, söndern auch dirch die Zunahme von Verfahrensrügeh, die 
überwiegend mit maieriell-rechtlichen "Gründen angefüllt werden, (Die Daten für. Be- 

schwerden aus 1995 sind nicht vollständig, da ein größerer Teil noch zur Entscheidung 
anliegt.) 
Traditionell (das heißt bis 1985) bot die Tatsache daß eine Verfassüngsbeschwerde 
angenommen wurde, noch lange keine guteil Aussichten auf Stattgabe, Nach 1985 aber 
steigt die Quote der Statigaben unter den Angenommenen über 50%, Es deutet äuf eine’ 

-Vorwegnahme der Erfolgsaussichten, die unter-den Mitarbeitern des Gerichts als Pro- 
blem des Prüfungsschemas beim Annahmeverfahren diskutiert. wird. Nachdem sie 
traditionell nach der Zulässigkeit gleichzeitig Begrüridung und Erfolgsaussicht einer, 
Beschwerde zu prüfen hatten, sieht der gegenwärtige 593a BVerfGG Ver, zunächst de 

Begründetheit zu prüfen und die'Frage, ob dem Betroffenen ein besonders schwerer 

Nachteil droht: erst wenn dies zu einen pasiitven Resultat führt, ist in'die Prüfung der 

Erfolgsaussichten einzutreten. 

Erwähnt werden. sollte. daB die Aufmerksamkeit der Richter ' auf Probleme, der einfa- " 

chen Rechtsprechung häufig durch die Teamarbeit mit. den wissenschaftlichen ‚Mitar- 

beitern geschärft wird. Wer die Voten der Mitarbeiter einsehen: kann, isf durchwegs 
beeindruckt von deren Gründlichkeit und oft Erindungsreichturn, mit denen sie aus 

zuweilen diffusen Vorträgen der Beschwerdeführer und ihrer Anwälte verlassungsre-" 
Jevante Gesichtspunkte herauskristallisiereri, Den meisten unter ihnen kommt zuglite, 
daß $ie durch Erfahrungen bei den Fachgericliten’erproßt sind, aber’zugleich die Pro- 
blemsicht einer jüngeren Generation mitbringen, Angesichts des Vorbehalts, daß jede 
ihrer Entscheidungen von einem Verfassungsrichter geprüft und unterschrieben 'wer- 
den muß, erscheint die rechtsdogmatische, Kritik mitt dem Argument des Gebots des 
gesetzlichen Richters äls reine ‚Prinzipienbehauptung, 1 
Desto’beschwerlicher Allerdings ist, daß die, Beschwerdeführer von dem Aufwand, den 
das Gericht um die Nichtannahme ihrer Beschwerden betreibt, nichts abnen, In den 

meisten Fällen erhalten sie geraume Zeit nach Einreichen 'elneti kurzen Brief mit der 
schlichten Mitteilung, daß ihre Beschwerde nicht ‚zur Beharidlung angenomnien ist, 

    

* Nur etwa 15% der Nichtannahmien wurden 1990 noch kurz heiründet mit dem Argu-. 
‚ment, daß es bei Bestrelten der Gründe für eine.Nichtannahme doch kein Rechtsmittel 

gäbe, geht das Gericht einer Dogmatisierung seiner Annahmekriterlen lieber aus dem 
Weg. Damit sind die Annahmekriterlen des Gerichts der Öffentlichkeit weitgehend 
entzogen, Selbst für erfahrene Verfassungsanywälte: ist nicht vorhersagbar, welch Be- 

10° "Vgl, Xhomas Gawron/ Ralf Rög6wsks, Zur Implementation von BVerfGsentschei 
» intergerichtliche Koratnunikation, in: t Jahrbuch, für Rechtssoziologle ‚und: Rechtstheotie 11, 

Opladen 1987. 352-383; . 
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schwerden mäglicherwelse bein Gericht Geliör finderi werdien",. Der individuelle. 
Rechtsschutz bleibt damit Lotterie: 

5. Dauer der Beschwerdeverfahren 

Im Juni 1997 biingt der Furopälsche Gerichtshof zum Schutz der Menschenrechte das 
BVerfG mit einer Rüge wegen Zu langer zweier seiner Entscheidungen in Verlegenheit. 
Zwar handelt es sich Bierbel um Richtervorlagen, deren fachgerichtliche Entscheidung 
damit ausgesetzt Ist, bis das BVerfG entschieden hat, so daß bier die-fachgerichtliche 

-und.die verfassungsgerichtliche Prozeßdauer kurnulteren”, Verfassungsbeschwerden 
. dagegen können sich nur-gegen abgeschlossene:fachgerichtliche Entscheidungen rich- 

\ ten, Aber auch bei diesen haben sich in den Jahren 1982 bis 1996 die Rückstände dra- 

miatisch erhöht: die Zahi der Verfahren, die mehr als‘drei Jahre datierten, haf sich ver- 
doppelt von 165 auf’345, die mehr als fünf Jahre däuern verdreifacht von 45 auf 142 
Verfahren; und die Zahl der sieben Jahre’anhängigen Verfahren verzehnfacht von 4 auf 
42 Verfahren”, 

- Abb. 5: u 
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11 Vgl. hierzu die wiederholt vorgettagene Kaük von RA Rüdiger Zuck, Vom Winde verweht: 
8 #%d BVerlGG und menschliche Schicksale .NJW 1997, 28-30. 

12 EuGRZ 1897, '310 betraf ein Strafverfahren, das 5 Jahre und 3 Monate dauerte, 
EuGRZ1997,405 ein Strafverfahren mit 7 Jahren und.4 Monaten: * 

18 Vgl. Kommissionsbericht, aaQ, 5.24 F.
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Allerdings dauert‘bei der großen Zahl der nicht angenommenen Beschwerden das 
Verfahren’ vor dem BVerfG-nicht sehr lange: der größte Teil. der Nichtannahmen ist 
innerhalb von drei Monaten entschieden. Is sagt daher auch nicht viel, daß die Verfah- 

rensdauer von Verfassungsbeschwerden im gesamten Durchschnitt unter einem Jahr" 

Hegt, bei Fällen des Arbeits- und Sozialrechts geringfügig-darüber und bei’Beschwer- 
den aus dem Bereich des öffentliche Baurechts bei etwa-1R Monaten. 

Abb, 6 \ 
Veifahtendauerslicht angenommener Verfahten 
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Auffallend unter den nicht angenommenen Verfahren ist die kleine Häufung nach _ 
Ablauf dex-Einjahresftist: offensichtlich wirkt nach einem Jahr-die Kontrolle der Dezer- 

nate, die ihre „alten Fälle" vom Tisch haben wällen, Aus der Sicht des individuellen 
Beschwerdeführers jedoch wird die gesamte Dauer des Konflikts-als Belastung emp- 

; Funden, auch wenn diese nach mehreren Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen nicht ohne 
eigenes Zutun heraufbeschworen ist, Daß die Dauer des Verfahrens vor'dem BVerfG 

nur der letzte Ausschnitt eines oft jahrelangen Verfabrenswogs (st, wird im Zusam- - 
nenhang mit der Dauer seit der ersten Entscheidung der Verinstanzen deutlich. 

d



Archiv Zellschit Ar Rechfesniologle 

54 , Eihard Blankenburg 

Abb, T. ; ' " 
Verfahren mit querufalorlughen Elemienten {nnöß} , 
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"Auch hier allerdings Sind Durchsehnittswerte wenig aussagekräftig. In unserer Aus-. 
‚wahl finden sich zwei extrem auseinander liegende Konstellationen: den Akten, denen 

auf den ersten Blick „querulatorische Blemente" zu entnehmen sind, geht häufig ein 

langer Weg durch die. Instanzen vorweg, während die Entscheldting vor dem BVerfG | 
schnell getroffen ist, "Anders sinel die Fälle, die vor das BVerfG kommen, weil vor den . 
Fachgerichten wenig Rechtsmittel ägehoten werden: Asylentscheidungen urid' auch 
solche, die vor dem Arnisgericht. abschließend behandelt wurden, warten vor dem 

BVerfG meist länger als bei den Vorinstanzen. Problematisch ist die Dauer bei der 

kleinen Zahl der Fälle; deren Entscheidung vor einer Kammer. kontrovers ist, und na- 

türlich erst'recht. denen, die arıgenommen und vor einem der Senate entscheiden wer- 
‚den. Obwahl der Bntscheidungsweg vor den Kammern bei offensichtlich begründeten 

Beschwerden deutlich beschleunigt würde, stapeln sich seit den neunziger Jahren die 
"Rückstände von anhängigen Sachen, die mehr als drei Jahre auf eine Entscheidung 
warten miissen, Plausiblerwelse sind es gerade die Verfahren mit den größeren Erfolg- 

schancen,die,am längsten anhäriglg sind.’ Zu Böginn der neunziger Jahre waren dies . 
häufig Asylsachen, bei denen auch erfolglöse Beschwerdeführer, wie häufig auch vor 

Ver waltungsgerichten, durchaus ein Interesse an.einer längeren Verfahrensdäuer.ha- 
ben kann, weil -sie, damit die Rechtskraft einer öffentlich-: rechtlichen Entscheidung 

äufschieben können, .‘
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Abb. 8: on 
. . Verfahren mit ayplrachitichem Berug {ne39) er : 
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Davor 39 Tagen vom Kngang bei BUnıfd bls zur Erledigung 

' Auf den ersten Blick mag beruhigen, daß'auch bei den angenommenen Kammerver- 
fahren ein großer Teil inherhalb des ersten Jahres nach Eingang erledigt: ist. Dies sind 

teils „offensichtlich begründete" Beschwerden, teils solche, bei denen sich die-Kam- 

mern schnell einig werden können. Andere jedoch warten zuweilen etliche. Jahre. 
Manchmal sind\schübweise Erledigungen sichtbar, . die dadurch zustande konmen, 
daß eine große Zahl gleichgelagerter Fälle in einer J.eitenitscheidung „mitenschleden” 
werden. 2 020.0 . a 
Rei Senatsentscheidungen dagegen sind. Verfahrensdauern von einem, zwei und drei 
Jahten gleich häufig vertreten, im übrigen aber schleppen sich einige Entscheidungen _ 
auch bis zu sechs und als Ausnahme auch acht Jahre hin, Aus der Sicht des Individual- 
rechtsschützes ist dies sicherlich unerträglich lang. Häufig unterstreichen solche Ver- 
fahren jedoch,.daß manche verfassungspolitischen Fragen so large bei, Gericht anhän-' 
"gig sind, weil gleichzeitig beim Gesetzgeber und in der Praxis von Institutionen Verän., 
derungen in’ Gang: gesetzt sind, die. über die. Bed£utung dos änzelnen Ralles ‚hinaus 
zeichen, Möglicherweise werden sie'nach Jahren als „Rücknahme” wieder aus. den 
Register ausgetragen, was in solchen Fall Änzeichen eines Erfolges der Beschwerde in 

der Sache ist. Das Verfassungsgericht nimmt sich In diesen Vällen die Zeit, der Fortbil- 

dung der Rechtsordnung zu dienen, und nur inzidenteli vertritt es dabei äuch den 

 



Arch Zetsche tw Rechtssoziolodie 

56 x + Erhard Blankenbuig 

‚Schutz Individueller Rechte. Diese doppelte Funktiori ist es, die nötigt, die Dauer von ' 
"Beschwerdeverfahren nicht'allein sus dem Interesse der Einzelfälle zu beurteilen. 

Abb. 9; " Dauer der Senatsyarfahran 
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Abb, Il: 
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Senalsverfahren können sehr lange‘anhängig sein. Ihr Schicksal hängt nicht nur von 

der Arbeitszeit des Gerichts ab, sondern auch von Akteuren in der politischen Arena. 

Auch sind sich bei-ihnen die Richter häufig nicht einig; zuweilen muB das Plenum’ der 8 

beiden Senate'angerufen werden. Es ist deutlich, daß die. Beratungen rechtliche wie. 

politische Kontroversen- aufelnanderstapeln, Ihre Dauer kann daher zwischen einem 

halben und bis zu, sieben Jahren betragen. 

  

; 

6. Die Individuelle Beschwerde als Motor der Verfassungspolitik 

“ Die veröffentlichte Diskussion zur Funktion ünd Reform’ des: Annahmeverfahrens 
scheut die Extreme nieht: „während Fromme. in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 

die Beschwerde zur Abschaffung freigab, 'meinte der Spiegelrsdakteur Lamprecht", 
daß mit solchern Schritt: dem Verfassungsgericht bald die Arbeit. ganz ausgehen, könn- 
te; Politiker beeilen sich, die Abschaffung: der Beschwerde für Jedermann zum Tabtı zu 

   

  

"M Ralf Lampsecht, Plädayer für die Verfassungsbeschwerde, Neue Justische Wochenschrift ° ' 
(NIW)-34, 1997, 2219-20, ,
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erklären, Das bringt den ehemaligen Vizepräsidenten Mahrenholz” dazu; an ihrer 

Stelle die Abschaffung der abstrakten Normkontrole vorzuschlagen. Aus dem Gericht 
selbst werden die Vorschläge wiederhalt, das Ermessen der Nichtannahme nach Vor- 
bild des amerikanischen Supreme Court weitgehend freizugeben", ebenfalls zum. wic- 
derholten Mal, für die zahlreichen Verfassungsbeschwerden, wegen Verletzung von 
Justizgrundrecehten elne eigene Verfahrensrüge” bei den ordentlichen und den Fachge- 

richten einzurichten, Daneben stehen allerdings auch Vorschläge Interner Straffung: 
die wissenschaftliche Mitarbeiterin am BVerfG Albers" meint, daß ihte Kollegen schori 
durch striktere Anwendung der.gegenwärtigen Annahmebestimmungen Für Entla- 
stungen sorgen, und Im übrigen überzagene Erwartungeni-an den Individualxechts- 
Schutz bei potentiellen Beschwerdeführern und ihren Anwälten dürch Öffentlichkeits- 
“arbeit auf ein realistisches Mäß gestutzt werden könnten. 
Bomsikenswert.ist, daß. das Gerleht.in den neunziger Jahren trotz des dramatischen 

Anstiegs der Belastung seine indivldualrechtliche Schutzfunktion ernster genommen 
hat als zuvor. Auch weiseri viele Richter die Funktion des individuellen Rechtsschutzes 

nicht grundsätzlich ab; Der Strom von alltäglich eingehenden Beschwerdert erlaubt 

ihnen, 'aus’einer großen Zahl von Zweifeln an.der Rechtsprechung einige herausheben 
zu.können, denen durch Annahrne als Verfassungsproblem richtungwelsende Bedeu- 
tung gegeben werden karın, Jedoch ist'damit nie-beabsichtigt, eine Hächendeckende 
Veifahrefiskontroile durch das Verfassungsgericht zu institutionalisieren. Das BVerfü- 

kann diesen Individualrechtsschutz nicht im entfemtesten gewährleisten. 
‚Abschaffung‘ der..Verfassungsbeschwerde gilt jedach als politisches Tabu”, obwohl 
viele die verbreitete Nichtannahme heirnlich als eine solche.anschen. Rechtspolitiker 
für 

i Plebisztten; sie nehmert daher eher eihe innere Aushöhlung der: Institution in Kauf als 

sie offiziell abzuschaffen, Die vom Bundesjustizminister eingesetzte Kommission zur 

"Entlastung des Bundesyerfassungsgerichts” empfiehlt’ daher ein weites Ermessen des 
Gerichts bei der Annahmeentscheiding: mit der Folge, daß dieses. "ohne 'anfechtbare 

Begründung’ enfscheiden kann, welche verfassungspolitischen Zielsetzungen es für 
„vordringlich hält, Der Vorschlag hebt zudern die Einrichturig vori Karimern gemäß der 
1985er’ Novelle. dies BVerfGG wieder auf, Die Kommission nimmt damit deutlich Ab- 
stand von der Feitiäleuerürng von Fachgerichten, so wie sie'sich in den vergangenen 
zehn Jahren entwickelt hat, - - 

Die Lösung ähnelt der. Theorie der Evolution nach der die optimale Zukunft einer Art 
durch die fortwährende Über) produktion von Mutationen mit zugleich scharfer Selck- 

  

15 Goltftied Mahrenholz, Zur Fünktionsfähigkeit des BVerfG. In: Zeitschrift für Rechtspolliik 
30.4, 129-134. 

15° 'S0 eliva Dieter Grimm, if Höndelsbiatt 83.99, 53 Ausführlicher Rainer Wahl/Joachim 
Wieland, Verfassungsrechtsprechung als knappes Gut, ift Juristenzeitung (12) 23 (INC) 
1137-1145, 

17 Karin Graßhof Entlastung des Bundesverfassungsgerichts durch Aufspaltung der Entschäi- 
duhgszuständigkeit über Verassungsbeschwerden, Öffentlicher Vortrag München 1987. 

18 Marion Albers, Freieres Annaliineverfahren für das BVerfG? ZRP 30, (1891). 198.208. 
18 Vgl. Colfned Mahrantolzaad, ° " 
20 . Vgl. Reicht der Kommission zur Entlastung des BVerfGs, Bundesministerum der Justiz 

Bonn 1898. 

ıten die hegative Syinbolwirkung in Zeiten der Zunahme von Popularklagen und *
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tion der Überlebenden gewährleistetist: Die Überproduktlon Yon Beschwerden bei 
gleichzeitigem Kapazitäiszwang des Gerichts, riur einen verschwindend kleirien Pro- 

zentsatz aller Eingänge.effektiv behandeln zu können, erhält ihren Sinn aus dem Inter- 
* &äse des Rechtssystems (und des Gerichts), seine Verfassungsinterpietation an stets 

neuen Einzelproblemen weiter entwickeln zu ‚können. Die individuelle Beschwerde 

ent als, Motor für die Evolutior der Verfassungsrechtsprechung. 

Anhang; Zur Methode der Untersuchung, > 

Der.Untersuchung legen die gerichtlichen Jahresstatistiken sowie eine Akterierhebung , 
zugrühde nach zwei Auswahlschlüssein, die getrennt ausgewertet werden! zunächst 
eine Adswahl unter allen Verfgssungsbeschwerden der Jahre 1955, 1965, 1975, 1985, 

1990 und 1995. Dabei haben wir wegen ansonsten unzumutbarer Belastung der Ar- 
chivmitarbeiter von einer strikt aselekten ‚Auswahl abgesehen, und eine kansekutive " 

Auswahl ab I, Mai der jeweiligen Jahre vorgenommen, Damit haben wir atypische 

Zeiten des Verfahrenseingangs ausgeschlossen: so die „Weihnachtsverfabren" zu Ende 
oder unmittelbar zy Anfang des Jahres, die bisweilen - insbesöfidere seit der Möglich: 

" keit einer direkten Bingabe per Fax (bisweilen ditekt vorn Homecdmputer).: den Ein- 
druck des Scherzcharakters vermitteln, -- oder auch Eingaben, die in der Sommerzeit 
eintreffen, "Unsere Durchsicht def Register ergab, daß wir mit dent Stichtag des 1 Mai 
eine für den ganzen.Jahresverlauf typische Verteilung antrafen, damit hei unserem 

begrenzten Interesse an Repräsentativität die Kuitert ten der Zufälligkeit zutrieden stell- 

‚ten, Um &ine Slichproße von 100 Akten aus, jedem Stichfahr zu erhalten, haben’ wir 
entsprechend der Geschättsverteilung 100 Eingänge aus'dem ersten Senat 1956 und je 

s0 Eingängen je beider Senate aus den übrigen Jahren gezogen {N=600), weiterhin alle ° 

Verfassuhgsbeschwerden, die angenommen und damit zu einer Entscheidung einer 
Kämmer/eines Varprüfungsausschusses oder &ines Senats geführt haben (N=402), Die 
Geschäftsstatistik des Gerlchts weist für die ausgesüichten Jahre folgende Zablen aus: : 

  

‚Tab, Fingänge, Annahme nid Stattgäben von Verfassungsböschwerden 
- ausgewählte Jahrgänge 1955-1995 ai 

    

davon, . 
y angenommen davon ” 

Eingänge "zur, «. zurlickge-- statt! hoch 
. Verf.-beschw. Entscheidung wiesen gegeben änhängig ° ' 
1955 * 489 8 Te: 2 u 
1065 1440 on Fe 
A875 1540- A4 td 3 
sts 3.086 3. 18 18 . 
1930 2 - a“ am, "35: 

B\ 2: 45 Ei 

  

1995 

* mitt /*obine inttentschiedene (Asyl) Fälle ' 
Quelle: Jahresstätistik BVeHiG
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Die je hundert zufallsmäßig gezogenen Akten können in der Auswertung mit der, An-  ° 
zahl des Geschäftsanfalls (s, Eingänge in der linken Spalte) hochgerechnet werden. Alle 

“anderen Kategörien’ der angenommenen Beschwerden -sind vollständig erfaßt, Die 
erhobenen Daten wurden anonymisiert ir eineri Codebagen aufgenommen, der weit- 
gehend computergesechte Standardisterungen erlaubt, sowie nit einigeri inhaltlichen 
Anmerkungen versehen, die textmäßig ausgewertet werden können, J.elder wurde uns 
nach Beginn unseter Arbeit die Eirisichtin die Voten der wissenschaftlicher Mitarbeiter 

untersagt. Maßgebend war dabei nicht der Datenschutz 'der Beschwerdeführer, der 

wissenschäftlichen Auswertungen Unter. Sicherstellung der üblichen Anohyrutsierung 
nichts Im Wege steht,'sondern derjenige der. bearbeitenden Verfassungsrichter und 
ihrer Mitarbeiter, Diese'Beschränkung ‘und die auch ansonsten sehr hegienzien Er 
kenntnismöglichkeiten einer. Aktenanalyse haben wir .durch Interviews: mit den uns 
erreichbaren Richtern sowie &inigen-Mitarbeiterri zu kömpensieren versucht, Die Ver- 
codung oblag Ludger Wellkamp, die Computer-Auswertung Jörg H. Blankenburg. Bei 
def Interpretation der Daten. waren Intetviews mit.Richtern und Mitarbeitern des 
BVerfGs von unschätzbarem Wert, 

    

Eine erste Annäherung ar die Rechtssoziologie Max Webers’ fällt schwör, ürid es bedayl einiger 
Interpretatarischer Anstrengung, die überreiche Darbietung cles Stoffes klätend zu durchdringen. 
[..1.Es genügt Schon ee kleine‘ UAdulmerksarmkeit,'sich in diesem Geflecht beziehungsreicher 
Und weilverzwelgter Argumentationslinien zu verfangen, zumal der Text der Rechtssoziologie, 
wie er sich iı der Kompllation von Webers vermeintlichen Hauptwerk »Wirtschaft'und Gesel- 
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Der Buindesbeauftragte 
‚fürden Datenschutz und : . 
die Informationsfreiheit _ 

  

Hausanschkirt Graurheindorfer Straße 153, 53117 Borin 
Postfach 1468, 53004 Bonn ” ” . 

0 kon (0228) 997799-cı ll - 
Bundesverfassungsgericht Et oo 

  

Schlossbezirk3 \ u nn EM ‚Referati'G@bfdi.bund.de 

76131 Karlsruhe Dar meneervon Her 
“ . u a eo INTERNET www.bfdi.bund.de. \ | 

- ber Mail: 5 . nn a Eu „ anym Bonn, 06.12.2022 

igbundesverfassunsgeticht de, 

BETREFF 

...Nach' ihrem . ‚Vortrag hatte sie am 3. Dezember 2022- über ‚die E-Mail-Adresse 

gescnärtsz. 1FG-726/003 1140187 
N , ... . E 

"Bitte geben Sie das vorstehende Geschäftszelchen n \ u 

bei allen Antwortschraiben unbedingtan. 

Vermittlungsbitte EEE ihrer. Anfräge ‚Übersicht über Informa- 

tionen zum sog. "Q-Index'" in der Bundesverfassungsgerichtsverwaltung zur Identifi- 

zierung, von Eingängen "mit deutlich. "auierulaterischer Formgebung" [r26ass1] 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit E-Mail vom 3! Dezember 2022 hät SEE > den Bundesbeauftragten 
fürden Datenschutz und die Informationsfreiheit gewandt, weil sie ihr Recht auf:Informa- 

-tionszugang nach dem Informationsfreiheitsgesetz {IFG) ) durch Ihr Haus als verletzt a- .. 

‚sieht. u - \ 
' x 

* bverfg@buridesverfassungsgericht.de die Übersendung von „Informationen zum Soge- 

nannten’ Q-Index“ beantragt. In der automatisch versendeten Rückantwort sei u.a. darauf _ 

hingewiesen worden, dass „sonstige Anfrägen und’ anderen Anschreiben per E-Mail .;. nur 

bei Angabe einer ‚postalischen Adresse beantwortet werden“ könnten. Hiermit kann in 

‚ die Petentin’nicht einverstanden erklären, Sie trägt vor, dass „nach. Urteil ‚des DVG NRW 

keine‘ anlasslose Erhebung von Anschriften’ und personenbezogenen Dateri bei Eingang, 

‚von Anträgen nach IFG verlangt werden“ dürften! 

Um den‘ Sachverhalt rechtlich würdigen'zu können, wäre ich un weitere Informationen | in. 

‘der Sache und eine e Stelluhgnahme dankbar. 

109154/2022 . a " . ° ZUSTFLL- UND LIEFERANSCHRIFT  Graurheindorfer Straße 153, 53117 Bonn 

ns " . i VERKEHRSANBINDUNG Straßenbahn 61 und 65, Innenministerlum : 

. u Bus 550 und 5B60, Innenministerium



  

. Der Bundesbeauftr agte 
für den Datenschutz und 

; Sie Informiationsfreiheit 

"Seite2von 2 

Mitfreundlichen Grüßen;. we 

im Auftrag 

w 

. Dieses. Dokument wurde. elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 

109154/2022



® BUNDESVERRASSUNGSGERICHT 2° Karlsruhe,.den 16.12.2022 

IWG-Antrag ee m 3. Dezember 2022 \ 

- Bötreff 

g- Verwaltung - 

.1451/1 = 1338722 

16.12.2022 cs 
.. 22.Allgemein nn 

= . jas1/ (Informationstreiheitsgesetz)>202%/ 
\ 114 - Verpierk Chudaska (Q-Index) 

„Übersicht über Informationen zum Sog. "Q- Index" in der Bundesverlassungsgc- 

tichtsverwaltung zu Identifizierung von "Bingängen ' 'mit deutlich 'querulatorischer' 

. Formgebung"“ u 

Mit E-Mail vom 3. Dezeiüber 2022 beantragt Ei: Ber ufüng auf 
das Inforndtiohsffeiheitsgesctz um Übersendung einer; 

on * Übersicht über ‚Informationen zum SOg. ng. Index in. der Bundesverfassungsge- 

u richtsverwältung® zur ‚Identifi zierung von Eingängen "it deutlich‘. ‘quer ulatorischer' 

Formgebung", insbes. die um personstibesogene Daten Beschwäaie Datei zur Eintr an. 

‚gung Von SOg. "quörulatorischen " Bingaber en. 

"sowie ' 

\ „Ihre ‚Defi Hnitionen von manchmal‘ bis heute 08. "Querulänz"/"querulatorischer 

- For mgebung"“ \ 

und gibt Literaturhinwieise auf die Existenz, eines sog. "Q-Index" . 

> Frage über Fe Portal „Frag- „den-Staat“ an das Postfach. 

E bver e@bundesverfassungsgericht. de.gcrichtet und daraufhin - wie an alle Absender, 

die eine Nachricht an dieses Postfach sichten - als sog. Mail- -Relay eine standardisier- - . 

te Rückantwort Diese Antwort enthält u.a. die folgende Aussage: 

‚Es wird darauf hingewiesen, dass mit-diesem Kommunikalionsmittel Verfahrensan- 

träge oder Schriftsätze nicht rechtswirksam eingereicht werden können. Sollte Ihre 

Nachricht eihen entsprechenden. Schriflsatz, beinhalten, ist eine Wiederholung. der 
  

} Erhard Blänkenbur 8, Unsinn im Sinn des Aufnahmeverfahr ens bei Ver fassungsbeschworden, in: Zeitschrift fir 
Rechtssoziologie, 19. Ig./H..1 (1998), S. 46 (im Vermerk ‚anliegend beigefügt) | 

: und Rupert Gaderen, Quexullieren. Kulturfechniken, Medien und Literatin: 1700- 2000, IB. Metzler er Volag Mein. 
Lilerairwissenschaßliche Forschungen) 2020, S. 308).



Über: mittlung millels Telefürx (Nr 0721-9101382) oder anf dem Posiwege unbedingt 

er; rforder ich. 

Sonstige Anfragen und andere Anschreiben per E-Mail können ı nur bei Angabe einer. 

. postalischen Adresse beantwortet werden.“ \ \ . 

Mit dieser Antwort wat,die Antragstellerin nicht einverstanderi und wandte sich da-. 

‚aufhin.an den BfDI und lässt über diesen wit (anliegendem) Schreiben vom 6.'De- 

zexaber 2022 vortragen, dass „nach Urteil des OVG.NRWY keine anlasslose Erhebung 

. von Anschriften und.personenbezogenieh Daten bei Eingang von Anträgen nach IEG 

yerlängt werden“ dürften. 

‚Nach’$ 1 Abs. 1 Satz I IRG hat jeder nach Maßgabe dieses Gesetzes gegenüber den 

Behörden des Bundes einen Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen. Eine 

amtliche Information. im Sinne des IFG ist nach dessen $ 2 Ziffer1 Satz 1 jede amtli-. . 

chen Zwecken dienende Aufzeichnung, 

Weder die Jusiizyerwaltüng noch.andere Stellen im Haus identifizieren oder erfassen 

Eingaben inter dem Merkmal „querulatorisch“ oder Ähnlichem und führt sie folgli- 

cherweise auch keiner besonderen Behandlung zu, Die ahgefragten ‚Anweisungen sie, 

existjeren. daher nicht. 

4. Da der.unter ZE 2 genannte Standardtext, den jeder Absender einer Nachricht an . 

das allgemeine BVerfG-Postfach:als automatische Rückantwort erhält, aus verschie- . 

denen Rechtsgründen nicht. haltbar ist, hat die Abteilung IT. sowohl den deutschen als 

auch den entsprechenden: englischsprachigen Satz am. 16. Dezember. 2022 ersatzlos 

Binden. 

Über diesen Umstand - sowie über ‚den Stand’ der zugrundeliegende irc. Anfrage = 

soll der B£DI mit anliegendem. Schreiben unterrichtet werden. 

Es werden somit die folgenden Schreiben vorgeschlageni:
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u et, ‚m. 
Bundesverfassungsgericht ! Fostfach 1771_+ 76006 Karlsıyhe : 22: Allgemein Y 

I naj nn . " 2 0.. NJASWI ntorinationsfeitiisgesct)>202%4 
IL-Soltreiben au: N 115 - Schreiterfg Anden) “ 

Aktenzeichen’ : . a ® Bearbeiter z (0721) =. Datum." 

14S1/1 - 133872, Hei | CIE . Dezember 2022 
“(bei Antwort bite ängeben) . 

Autrag auf Informationszugang nach IFG 

Ihr Antrag vom 3. Dezembei 2022, 

Ihr Z eher? : Übersicht über Infor mationen zum sog. "Q- "Index" i in der Bundesvei fas- 
sungsgerichtsverwaltung zur Identifizierung von Eingängen nit deutlich 

‚ perulatofischer Formgebung" 6A 

* + Sehr geehrt Ber, : 

mit B-Mail vom 3. "Dezember 2022 beantragten Sie Unter Berafi auf das Informations: 

\ freiheitsgesetz u um Übersendung einen: 

ur Übersicht über Informationen zum sog. "O Index" in der. Bundesverfassungsge- 

richtsverwaltung zur Identifizierung voh Eingängen ' mit deutlich 'querulator ischer" Form- 

= gebung”, insbes. die um personenbezogene Daten geschwärzte. ‚Datei zur £ in- -iragung von 

SOg. "querülatorischen" Eingaben. “ 

‚sowie 

„Ihre Definitionen: von manch bis heute SOR. "Ouerulanz'/" querulatorischer Formge- 

bung am 

Dienstgebäude: Schlossbezirk 3, 76131 Karlsruhe 
$ Postfach 1771, 76006 Karlsruhe . 

- . Telefon 0721/9101-0 + Telefax 0721/9101-382



und geben.hierzu Literaturhinweise zur Existenz eines Sog. "Nieleg 

Da Sie Ihre : Frage | über das Portal „Frag- den Staat“ Bi (das . Postfach. - 

bverfg(@bundesverfässun hgsgericht. de gerichtet haben, erhielten Sie eine standardisierte 

Rückantwort. ‚Diese Antwort enthielt u.a. die Aussage, ‘dass „sonstige Anfragen und andere 

= Anschreiben per E-Mail nur bei Angabe einer postalischen Adresse beantwortef werden“ 

= können. Mit dieser Antwort wandten. Sie sich daraufhin an den BfDI und ließen über die- 

sen mit Schreiben vom 6. Dezember 2022 vortragen, dass. „nach Urteil'’des OVG NRW 

‚keine anlasslose Erhebung‘ von Anschriften: und ‚personenhezogenen Daten, ‚bei. Eingang 

“yon Anträgen nach IF G verlahgt werden” dürften. 

Zu diesem Jetzten Aspeki. Aeile ich mit, däss der in der- automatischen Rückantwort enthal-' . 

tene und von Ihnen’ beanstandete Satz ersatzlos gestrichen wurde. Bitte betrachten Sie die- : 

\ ‚sen Satz daher als gegenstandslos: Über diesen Umstand haben wir den BfDI entsprechend 

Ihformiert. 

: In.der ‘Sache selbst teile ich mit, dass. weder die Justizverwaltung noch: andere. Stellen ; im . | 

BVerfG Eingaben unter dem Merkmal „querulatorisch“ oder Ähnlichem identifizieren 

oder" ‚erfassen und sie folglicherweise auch keiner besonderen: Behandlung zuführen. Die 

angel: agten Anweisungen etc, existier en daher nicht. 

Für diese ‚Auskunft werden Kosten ich eihöben, da es sich gemäß $ 1 Abs, 1 Satz, 1 IrG 

1..V!m. Ziffer i. l der Anlage zu. $ 1.Abs. 1 Informatiohsgebührenverorduung u um eine ein- 

fache. Auskunft handelt. 

Rechtsbihelftielchrung m DENEISDELENTUNF 

den diesen Bescheid kann Intiarhallee eines Monats nach Bekanntgabe Widerspr uch beim: 

Bundesverfassünigsgeticht, Schlossbezirk 3,76 a1 Karlsruhe, ‚erhoben werden. 

_ Preiindliche Grüße 
-Im Auftrag 

Ministerialrat
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EEE Ei eine 72:Allgemein .. 
, 1451/1 (Informati jeiheitspesetz)>2022/ 

ir, Schreiben an: . . = s 116 - Schreiben Q-Index) - Anschreiben BiDI 

u Der Bundesbeaufiragte für den Datenschutz | | 
_ und die Informationsfreiheit 

"ReferatIFG@bfdi.bund.de 

& Aktenzeichen 2 ° Bearbeiter. _ u. Es ® (070) . . Datum 

1451/1 - 1338/22 .. 0° HemDr. Stoll . °.°.91010 "2.0 ‚Dezember 2022, 
- . (bei Antwort bitte angeben} 

Vermittlungsbitte der el | 

Ihr. Schreiben vom, Dezember 2022 
 -Ihr’Zeichen: IFG-726/003 IHO187 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehiter. 

auf Ihr obenstehendes Schreiben bestätigen wir, I ji Auskunfisersu- 
chen © über _— das- Portal „Frag-den-Staat“ an "das Postfach 

'bver tfe@bundesverfassungsgericht. de gerichtet und daraufhin die die genannte Rückant- _ 

"wort erhalten: hat. Dieser Satz würde im System des BVerfG gestrichen, I 

erhält auch ohne Angabe ihrer postalischen Adresse Auskunft zu 1 Ihrer Fragestellung, Dies 

ist bereits mit ‚Sehreiben vom 2.. Januar 2023 so) gi. 

Freundliche Grüße. 

Im Auftrag 

Ministerialrat  . 

Dienstgebäude: Schlossbezirk 3, 76131 Karlsruhe 
. Postfach 1771, 76006 Karlstuhe - 

Telefon 0721/9101-0 + Telefax 0721/9101- 382.
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Dr. Christian Stoll 
       Von: _ ne 

Gesendet: \ anuar.2023 147. 

An: . .- u 2 = Dr. 

. Betreff: a . WG: Antrag auf Informationszugang nach IFG 
» Anlagen:  - en reg index: pet 

    
: Betreff; Antrag auf Informationszugan nach FG 

Autrag auf Tstormsdanfngeng nach EG = . - . . 

Ir Antrag vorn 3. Dezember 2022: 

Ihr: Zeichen: Übersicht über InRrereeneh® zum 180g." "Q. Tide" in { der 
"Bundesverfassungsger ichtsverwältung zur Identifizierung von. Bi ingängen nit deutlich: 

arenlngngcher R Gempehnug: 1#a6A66H
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"Aktenzeichen  — . Beaiheiter‘ ROT. Datum: 
MSlı-133822 erDr TO | 2. Januar 2023° 

‚(bei Antwort bitte angeben) - 

Antrag auf Infor mationszugang ı nach, IEG 

‚Ihr ‚Antr ap vom 3, Dezember 2022 

Ihr Zeichen: Übersicht über inf, ormationen zum sog. "Q-Index" in der Bundesverfas- 
sungsgerichtsver waltung zur Identifizierung v von Eingängen "mit dentlich 
'querulatorischei’ Formgebung" 726165 IT: 

E in er , ' - \ 2 ! on „ . ® r | 

mit E- Mäil vom 3, Dezeriber 2022 beantragten Sie unter Berefung auf das Informations . 

freibeitsgesetz u um Übersendung einer: 

” Übersicht über Informationen zum "sog. "Q-Index" , in‘ der Bundesverfassungsge- 

"richtsver waltung : zur Identifizierung von Ei Üingängen "mit deutlich 'querulatorischer' F' orm- 

. gebung", insbes. die um personenbezogene Dateh geschwärzte Datei‘ zur Ein- -magung von 

SOoR. "querulatorischen" Eingaben “ on 

sowie. 

„Ihre Definitionen von mandımal bis heute SOR. "Querulanz‘Y "quterulatorischer Formge- 

‚bung Ze 

"Dienstgebäude: Schlossbezirk 3,.76131 Karlsruhe 
Postfach 1771, 76006 Karlsruhe 

Telefon 0721/9101-0 »# Telefax 07217/9101-382



. und geben hierzu Literaturhinweise zur Existenz eines voB: aan". 

"Da Sie Ihre’ Frage über das Portal: „Frag-den-Staat“ in das’ Postfach 

bverfe@bundesverfassungs sgericht.de gerichtet haben, erhielten Sie eine standardisierte 

_ Rückantwort. Diese Antwort enthielt u.a. die Aussage, dass „sonstige Anfragen und andere 

Anschreiben per E-Mail nur bei Angabe einer ‚postalischen Adresse beantwortet werden“ 

. „können. Mit dieser Antwort wandten Sie sich daraufbin an den: BfDI und ließen über die-. 

sen mit Schreiben vom 6. Dezember 2022 vortragen, dass- „nach Urteil des OVG NRW 

keine anlasslose Erhebung von ‚Anschriften und. personenbezogenen Daten ber Eingang 

' von Anträgen nach IF Gver langt wer ‚den‘ dürften. 

Zu diesen Titan Aspelkt teile.ich mit, dnss der in der automatischen Rückantwort enthäl- 

töne und von Ihnen beatistandete Satz ersatzlos gestrichen wurde. Bitte betr achten Sie die- 

sen Satz daher als gegenstandslos. Über diesen Umstand haben wir den BED! entsprechend: . 

informiert. \ \ ° 

In der Sache selbst teile ich mit, dass weder die Justizverwaltung noch andere Stellen ; im. 

BVerfG Eingaben unter dem Merkmal „querulatorisch” ‚oder Ähnlichem identifi izieren, 

oder erfassen und sie folglicherweise auch keiner besonderen Behandlung ‚zuführen. Die . 

angefragten Anweisungen etc. existierch daher nicht. 

. Für dißee Auskunft werden K Kosten nicht erhoben, da es sich gemäß $ 1 ‚Abs. 1 Satz 1 IFG 

1. V, m. Ziffer 1.1 der'Anlage zu $ 1 Abs. I Informationsgebührenverordnung um. eine ein- . 

. fache Auskunft handelt. 

\ Resteetehtielchrung. 

Gegen diesen Bescheid kann interhalb eines Monats Ich Bekanntgabe Wider spruch beim 

Bundosverfassungsgoricht, Schlossbezirk 3, 76131 Karlsruhe, othoben werden. 

Freundliche Grüße - u ge an 

Imäfa 

Ministerialrat 0
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‚ Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit 

ReferatIrG@bfdi.bund.de u 

\ 

Aktenzeichen, . ‚Bearbeiter nn = (0721) . Datum. 

asun-133822 „Herr Dr. OL "2. Tammar 2023 
(bei Antwort-bitte angeben) 

Ä ori 
 Ihr-Schreiben vom 6. Dezember 2022 | 

‚  . Ihr Zeichen: IRG-726/003 IHt0187 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrter Tier 

auf Ihr obenstehiöndei Schreiben bestkligen wir, ‚dass : Auskunfisersu- 
chen. über’ das Portal „Prag:den-Staat“ an das "Postfach, 

“ bverfa@bundesverfassungsgericht, de gerichtet. und daraufhin die die, gehannte Rückant- . 

wort erhalten hat. Dieser Satz wurde im System des BVerfG gestrichen. Frau Chudaska 

erhält such ohne Angabe ihrer postalischen Adresse Auskunft zu Ihrer ‚Fragestellung. Dies 

| ist bereits mit Schreiben vom 2. Januar 2023 erfolgt. DE EEE 22 

Freundliche Grüße 

Im Auftrag 

sc 
Ministerialtat ' 

Dienstgebäude: Schlossbezirk 3, 76131-Kärlsruhe ° " 
- Postfach 1771, 76006 Karlsruhe 

“ Telefon 07219101-0 + Telefax 0721/9101-382



* \ 

Dr. Christian Stoll 

Yon '  . 

Gesendet: . 

An: . 

‚Betreff: . 

. Anfagen: 

3 

      

    

Montag, 2. Januar 2023 12:47 
Br. 

WG: Vermittlungsbitte m — 

  

Gesendet: Montag, 7. "Januar. 2023 12:47 - 
. „An: 'ReferatirG@hfdi: bund.de' <ReferatiG@bfdl. bund. de> 

Betreff "Nerm jölugpebiie: (U . en 

  

Vermituugsbit E 

- Ihr: Schreiben vom 6. Dezember. 2022. 

Ihr: Zeichen: 1FG-726/003 21#01 87 

a. 

Schreiber Ei 0 Index - Anschreiben BfD.pdf n a
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"> on (0228) 897799-61. 
Bundesyerfassungsgericht . 0 ° 
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- u “ varum Bonn, 04.01.2023 
seschÄrrsz [FG-726/003 11#0187 

      

per E- Mail: on . 
.. " ..  Bitte,geben Sie das vorst hande 6 thäftszeichen: 

HROBundesvertassungsgercht de BR SIE eieiaii Rei 
bei allen Antwortschreiben Bnhelligt an. 

"ser Ihr Zeichen: 1451/1- 1338/22; Vermittlungsbitte d 

:Sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrter Herr Dr. 

"vielen Dark für Ihr Schreiben vom 2. Januar 2023 und die Mitteilung, dass der von 

BER itisierte Satz in der automatischen ‚Eingangsböstätigung | im pen des Buene: 

gestrichen wurde. nz 

ist zwar der Auffassung, dass „dass die Bundesverfassü ngsgerichtsverwaltung 

_ eine erkennbar und offenbar bewusst unrichtige Antwort erteilt hat“ und dass „die Prüf- 

i und Sachakte sich bei der Verwaltung“ befindet, „die hier behauptet, die Informationen 

‚aus der Habilitationsschrift von Prof. R. Gaderer und aus der Zeitschrift, für Rechtssoziolo- n. 

gie seien falsch“. Ich verstehe die letzten Äußerungen der. Petentin jedoch dahingehend, 

dass Sie an der Fortführung des Vermittlungsverfahrens kein Interesse mehr hat. 

Ich nehme den Vorgang zu denAkten. , 

Mit freundlichen Grüßen . 

{m Auftrag 
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